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 Mainz, 12.03.2020 
 
 
Anfrage 0652/2020 zur Sitzung  am 25.03.2020 

 
Kommunale Bezüge in der Istanbul-Konvention: bisherige Maßnahmen (SPD) 
 
Die SPD-Fraktion begrüßt das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, auch bekannt als Istanbul-Konvention und 
setzt sich für die Umsetzung auf kommunaler Ebene ein. In der Istanbul-Konvention werden 
die notwendigen Maßnahmen auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene untergliedert in 
die Bereiche „Verhütung“, „Schutz“, „Strafverfolgung“ und „Ineinandergreifende politische 
Maßnahmen“. 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Verwaltung, 
 

1. welche Maßnahmen im Bereich „Verhütung“ bisher auf kommunaler Ebene in Mainz 
existieren? 

2. welche Maßnahmen im Bereich „Schutz“ bisher auf kommunaler Ebene in Mainz 
existieren?  

3. welche Maßnahmen im Bereich „Strafverfolgung“ auf kommunaler Ebene in Mainz 
existieren? 

4. und welche „ineinandergreifenden politischen Maßnahmen“ auf kommunaler Ebene in 
Mainz existieren und mit welchen Ebenen (andere Kommunen, Land, Bund) sie 
ineinandergreifen? 

 
 
 
 
 
gez.       f. d. R. 
Alexandra Gill-Gers     Sascha A. Fricke 
Fraktionsvorsitzende     Fraktionsgeschäftsführung 
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